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Etwas über Amtsbläkter der Bezirkshauptmannſchaſten. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


| amtlichen Charakter des Blattes nicht im Widerſpruche ſtehende Inſe⸗ 


rate enthalten“. Weiters ſagt der Bezirkshauptmann an derſelben 
Stelle: „Das weſentliche Motiv, welches mich zur Gründung des 
Amtsblattes veranlaßte, war, den Verordnungen der zur Wahrung der 
öffentlichen Intereſſen zunächſt berufenen politiſchen Behörde eine 


Dem öſterr. Ritter⸗ und dem einfachen Adelsſtande ſteht es nicht zu, eine Krone größere Publicität zu geben und deren allgemeine Befolgung auf dieſe 


als Wappenattribut zu führen. 


Marquiskronen kommen in der öſterr. Haraldik nicht vor. Desgleichen gibt es 


keine beſonderen Erlauchtkronen. 
Wappenmäntel ſtehen in der Regel nur dem Fürftenftande > ı. 
Unzuläſſigkeit der Ausfertigung bürgerlicher Wappenbriefe. 


Weiſe zu fördern“. 

| Weitverbreitet iſt das Herausgeben von derlei Bezirks⸗Amts⸗ 
blättern noch nicht. Nach den Mittheilungen, die wir haben, dürften in 
kaum mehr als 20 Bezirkshauptmannſchaftsbezirken Amtsblätter er⸗ 


Unzuläſſigkeit der Uebertragung eines von einem geiſtlichen Würdenträger ge⸗ ſcheinen. Am verbreitetſten iſt die Einrichtung in Schleſien. Ferner be⸗ 


führten Wappens an die nichtadeligen Anverwandten desſelben. 


Ein wegen rückſtändiger Nachnahmsgebühren gegen den Uebernehmer der Fahr⸗ 
poſtſendung ergangener Zahlungsauftrag der Poſtdirection iſt nicht unter 
jene Erkenntniſſe zu rechnen, auf Grund deren im Sinne des § 298 a. G. O. 


die gerichtliche Execution ertheilt werden kann. 
Verordnungen. 5 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Etwas über Amtsblätter der Bezickshauptmann- 


ſchaften. 


ſtehen Amtsblätter in mehreren Bezirken des nördlichen Böhmens und 
in einigen Bezirken Niederöſterreichs und Oberöſterreichs. Die älteſten 
Bezirksamtsblätter ſind die der Bezirkshauptmannſchaften Troppau und 
Freiwaldau in Schleſien und dürften die erſten Blätter in Schleſien 
den preußiſchen Kreisblättern, welche dortſelbſt bereits über 50 Jahre 
exiſtiren, nachgebildet worden ſein. 
| Nach dem uns vorliegenden Jahrgange 1876 des Amtsblattes 
| einer niederöſterreichiſchen Bezirkshauptmannſchaft erſcheint das Blatt 
nachſtehend eingerichtet: 

Es zerfällt in 3 Hauptrubriken: I. „Allgemeine Verlautbarungen“; 
II. „An alle Gemeindevorſtehungen“; II. „An alle Ortsſchulräthe“. 
Eine weitere Rubrik iſt ſodann noch die der Inſerate. 

Unter der Rubrik J erſcheinen zunächſt die Perſonalnachrichten über 
Veränderungen im Perſonale der k. k. Bezirkshauptmannſchaft, der 


In mehreren politiſchen Bezirken werden von den Bezirkshaupt⸗ k. k. Steuerämter, der k. k. Aichämter, der Geiſtlichkeit (ſoweit dieſe 


mannſchaften Amtsblätter in Form von Zeitungsblättern herausgegeben. letzteren der politiſchen Behörde überhaupt bekannt werden), die Reſultate 
Solche Blätter führen den Titel: „Amtsblatt der k. k. Bezirkshaupt⸗ der Gemeindewahlen. Auch die an Perſonen im Bezirke verliehenen 
mannſchaft N. ..“ und werden je nach Publicationsbedarf, zumeiſt a. h. Auszeichnungen werden hier verlautbart, in einzelnen Fällen 


aber allwöchentlich verſendet. 

Wir haben es bei dieſen Amtsblättern mit keiner organiſchen 
Inſtitution der Geſetzespublication oder der ſtaatlichen Bezirksverwaltung 
zu thun. Es ſcheint, daß derlei Blätter dort, wo ſie heute beſtehen, 
von den betreffenden Bezirkshauptmännern lediglich auf eigene Fauſt ins 
Leben gerufen wurden. Das Erſcheinen eines uns vorliegenden im 
J. 1875 begonnenen Amtsblattes wird vom Bezirkshauptmann in der 
erſten Nummer ganz einfach mit folgenden Worten eingeleitet: „Das 
Amtsblatt der k. k. Bezirkshauptmannſchaft wird in der Ge⸗ 
ſtalt der vorliegenden Probenummer vom October l. J. angefangen 
jeden Donnerstag erſcheinen und verſendet werden. Dasſelbe wird die 
zur Verlautbarung geeigneten, von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft an 
ſämmtliche Gemeindevorſtehungen des Bezirkes und von dem Bezirks⸗ 
ſchulrathe an ſämmtliche Ortsſchulräthe zu richtenden Erläſſe und Ber⸗ 
ordnungen, dann Kundmachungen und Republicirungen geſetzlicher Be⸗ 


auch Anerkennungen des Statthalters. Ferner kommen unter dieſer Rub⸗ 
rik die Stiftungs⸗Concursausſchreibungen, und überhaupt ſolche Kund⸗ 
machungen, welche allgemeines Intereſſe haben, wie z. B. Warnungen 
bei dem Vorkommen von Thierſeuchen, Neuerrichtung von Poſt⸗ und 
Telegraphenſtationen, Poſtrittgeld, Aufforderungen zur Steuerfatirung 
oder Steuerzahlung, Feilbietungsedicte der k. k Bezirkshauptmannſchaft 
über Executivverkäuſe vor. 

Unter der Rubrik II erſcheinen alle jene Kundmachungen, 
welche mit einem behördlichen Auftrage an die Gemeinde⸗ 
vorſtände verbunden find und beſondere Amts handlun⸗ 
gen oder Berichterſtattungen ſeitens der Gemeinde⸗ 
vorſteher erfordern. Dieſe Kundmachungen oder Rundſchreiben um⸗ 
faſſen alle jene Zweige der politiſchen Verwaltung, in welchen die 
l. f. Behörden auf die Mitwirkung der Gemeinden angewieſen find 
oder die Thätigkeit der Gemeinden zu überwachen haben. Insbeſondere 


ſtimmungen, ſowie auch die bisher nur durch öffentlichen Anſchlag zur enthält dieſe Rubrik auch die Republicirungen älterer Geſetze und Ver⸗ 
allgemeinen Kenutniß gebrachten Verlautbarungen, endlich mit dem ordnungen. 


Unter der Rubrik III erſcheinen ſowohl die allgemeinen vom 
Bezirksſchulrath ausgehenden Verlautbarungen als die Aufträge des⸗ 
ſelben an die Ortsſchulräthe und die Schulleitungen. Auch werden 
unter dieſer Rubrik die Perſonalveränderungen in der Lehrerſchaft des 
Bezirkes ſowie die Concursausſchreibungen erledigter Lehrſtellen des Be⸗ 
zirkes verlautbart. N 

Unter der Aufſchrift „Juſerate“ endlich erſcheinen ſowohl eigent⸗ 
liche gezahlte Juſerate aufgenommen, als auch (unentgeltlich) ſolche 
Kundmachungen fremder Behörden und Aemter abgedruckt, welche eben 
ſpeciell als Kundmachungen dieſer Aemter erſcheinen müſſen, jedoch ein 
beſonderes Publicitätsintereſſe für den Bezirk haben u. dgl. 

Ueber die Bedeutung eines Amtsblattes für die Bezirksverwal⸗ 
tung ſowie über die gegenwärtige Manipulation mit dem Bezirksamts⸗ 
blatte ‚Spricht ſich ein uns zur Verfügung geſtellter Bericht eines 
niederöſterreichiſchen Bezirkshauptmannes an die Statthalterei in folgender 
Weiſe aus: a 

„Der bedeutendſte Vortheil, welcher durch das Halten des Amts⸗ 
blattes in erreicht wird, iſt jedenfalls der, daß alle für 
ſämmtliche Gemeinden erlaſſenen Verordnungen allgemein publik werden. 

Hiedurch iſt nicht nur dem Gemeindevorſtande deren Durch⸗ 
führung um ein Weſentliches erleichtert, ſondern er ſelbſt iſt auch ge- 
wiſſermaßen bezüglich deren Durchführung unter die öffentliche Controle 
geſtellt. Da jedermann in der Gemeinde weiß oder wiſſen kann, welchen 
Auftrag der Gemeindevorſtand von der Behörde erhalten hat, ſo hütet 
dieſer ſich wohl, einen ſolchen Auftrag, wie es früher nur zu oft 
geſchah, einfach zu ignoriren, worüber ihm ja jedes Gemeindemitglied 
einen Vorwurf machen könnte. 

Dasſelbe gilt bezüglich der an die Ortsſchulräthe ergangenen 
Verfügungen, wie denn überhaupt ein Amtsblatt von ganz befonderer Be⸗ 
deutung für den Bezirksſchulrath iſt. Seine Verfügungen, die in vielen 
Fällen ſo recht eigentlich ſür die Oeffentlichkeit beſtimmt ſind, die in 
vielen Fällen alle diejenigen Familien berühren, welche Kinder zur 
Schule zu ſchicken haben, werden zugleich den Lehrern, der Bevölkerung 
und der Geiſtlichkeit kund. 

Ich kann es nicht unerwähnt laſſen, daß kurze Zeit nach dem 
Erſcheinen der erſten Nummern des Amtsblattes gerade diejenigen zwei 
Geiſtlichen hier im Bezirke, welche bis dahin den Schulbehörden ſtets 
Oppoſition gemacht hatten, Zuſchriften an mich richteten, in welchen ſie 
der Gründung des Amtsblattes Anerkennung zollten und ihre Haupt⸗ 
forderung, daß nämlich auch die Geiſtlichkeit von den Verfügungen der 
Bezirksſchulbehörde Kenntniß erhalten müſſe, als erfüllt bezeichneten. Und 
merkwürdig! von jenem Momente an wurde das gute Einvernehmen 
zwiſchen Schulbehörden und Geiſtlichkeit in keinen einzigen Falle mehr 
geſtört; gewiß zum Theile auch mit ein Erfolg des Amtsblattes. 

Alle Concurs⸗ und Stiftungsausſchreibungen, Verlautbarungen 
fremder Behörden, welche früher höchſtens den Bürgermeiſtern bei den Amts⸗ 
tagen vorgeleſen wurden, gelangen durch das Amtsblatt zur Kennt⸗ 
niß der ganzen Bevölkerung; alle dieſe und die übrigen früher an die 
Gemeinden in Form von Lithographien gerichteten Publicationen werden 
jetzt aber überall, felbft von dem kleinſten Dorfbürgermeiſter geleſen; 
denn es iſt unleugbar wahr, daß der Bauer viel lieber Gedrucktes als 
Geſchriebenes liest. 5 

Endlich ift auch noch der materielle Vortheil hervorzuheben, daß 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft ſeit Gründung des Amtsblattes 
weniger Papier verbraucht als früher, wo allwöchentlich ſo und ſo 
viele Erläſſe an alle Gemeinden lithographirt und oft auch noch 
ſeparat couvertirt werden mußten. N 

Die großen Vortheile, welche das Amtsblatt gewährt, haben 
aber im Bezirke nicht nur alle Gemeinden erkannt, bei denen ſich das 
Amtsblatt als etwas ganz unumgänglich Nothwendiges eingebürgert 
hat und von dem ſie durch Einſchaltung ihrer Kundmachungen immer 
mehr Gebrauch machen, ſondern auch die Lehrer. Dieſelben petitionirten 
durch ihre Vereine beim Bezirksſchulrathe um unentgeltliche Mittheilung 
des Blattes, welchem Begehren der Bezirksſchulrath Folge gab und 
hiefür die Anerkennung ſeitens des hohen Landesſchulrathes einerntete. 

Gegenüber allen dieſen Vortheilen kommt die Mühe welche die 
Redaction namentlich im Hinblicke darauf bietet, daß alle zur Ver⸗ 
lautbarung im Amtsblatte beſtimmten Erläſſen beſonders genau gear⸗ 
beitet ſein müſſen, kaum in Betracht. 

Was die äußeren Erfolge anbelangt, welche ich mit meinem Amts⸗ 
blatte während des erſten Jahres ſeines Beſteheus vom September 1875 


62 
bin dahin 1876 erzielte, jo ſtellen ſich dieſelben in einem Ueberſchuſſe 
von rund 100 fl. dar, welcher ſo ziemlich der Höhe des Inſeratener⸗ 
trägniſſes entſpricht und von mir als Reſervefond fruchtbringend ange⸗ 

legt wurde. Es fanden ſomit die Druckkoſten des Blattes von etwa 

500 fl. ihre Deckung durch die eingegangenen Pränumerationsbeträge 

a 2 fl. 50 kr. Pränumeranten find laut einer mir vor der Gründung 
des Amtsblattes für Ein Jahr und nach Ablauf desſelben erneuert 
gemachten Zuſage ſämmtliche Gemeinden und ſämmtliche Ortsſchulräthe 
des Bezirkes, ſowie auch die k. k. Bezirksgerichte und einige andere 
öffentlichen Aemter des Bezirkes mit Inbegriff von etwa 25 Pfarräm⸗ 
tern, die Großgrundbeſitzer und größeren gewerblichen Etabliſſements, 
dann die größeren Gaſt⸗ und Kaffeehäuſer, endlich eine Anzahl ſolcher 
Privaten, welche in Beziehungen zur öffentlichen Verwaltung ſtehen, 
wie z. B. Aerzte u. ſ. w. 

N Von Amtswegen werden mit dem Amtsblatte betheilt, die k. k. 
Steuerämter, die k. k. Gendarmeriepoſten und die Schulleitungen (zu⸗ 
ſammen mit 60— 70 Exemplaren). 

Ich kann nach allem Vorgeſagten das Amtsblatt nur als eine 
Einführung bezeichnen, welche jeder Bezirkshauptmannſchaft die Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach vielen Richtungen hin weſentlich erleichtern muß, 
und zwar dieſes um ſo mehr, je mehr Bezirkshauptmannſchaften Amts⸗ 
blätter herausgeben und mit ihren Nachbarämtern Exemplare austau⸗ 
ſchen. Hiedurch wird nämlich eine ſehr vortheilhafte Theilung der Ar⸗ 
beit herbeigeführt, indem ſich oft der Fall ereignet, daß ein Bezirks⸗ 
hauptmann ein von einem andern Bezirkshauptmanne für das Amts⸗ 
blatt ausgearbeitetes Normale einfach abdrucken kann, wenn dieſes näm⸗ 
lich für die Verhältniſſe ſeines eigenen Bezirkes ebenfalls paßt. Wür⸗ 
den bei allen Bezirkshauptmannſchaften eines Kronlandes Amtsblätter 
herausgegeben werden, ſo könnten dieſelben auch von der Landesſtelle 
für ihre Kundmachungen benützt werden, gleichwie dann die Möglich⸗ 
keit geboten wäre, die Rechtskraft der von Gemeinden zu erlaſſenden 
allgemein verbindlichen ortspolizeilichen Kundmachungen, — wie dieſes 
z. B. in Preußen Geſetz iſt — von der Einſchaltung im Bezirksamts⸗ 
blatte abhängig zu machen. Hierin liegt nämlich die Gewähr daſür, 
daß ein Gemeinde⸗Ausſchuß bei Erlaſſung polizeilicher Verordnungen 
ſeine Competenz nicht überſchreite, und daß die Nachbargemeinden in der 
Lage ſind von ſolchen allgemein verbindlichen Kundmachungen Kenntniß 
zu uehmen. 

Sollte die Herausgabe von Amtsblättern bei allen k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften in Zukunft obligat werden, ſo könnte eine ſolche 
Verpflichtung für die Gemeinden im Geſetzgebungswege ausgeſprochen 
werden, wodurch ſich ganz unläugbar der weitere Vortheil ergeben 
müßte, daß in der Verwaltung der Gemeinden ſowohl als auch 
der Bezirke eine große und die Arbeit weſentlich erleichternde 
Gleichmäßigkeit und Unabhängigkeit von Ortsgebräuchen und Mißbräu⸗ 
chen eintreten würde. Gegenwärtig, wo die Amtsblätter nur bei einzel⸗ 

nen Bezirkshauptmannſchaften beſtehen, macht ſich noch der Uebelſtand 
geltend, daß die Möglichkeit der Einführung ſelbft, fowie auch der 
dauernde Beſtand des Blattes immer davon abhängt, daß ſich ſämmt⸗ 
liche Gemeinden eines Bezirkes und eventuell auch die Ortsfchulräthe 

zur Pränumeration freiwillig verpflichten“. N 

Die vorſtehenden Bemerkungen enthalten ſehr beachtenswerthe 
Momente. 

Doch ſcheint uns, daß für die dermalige nur neben dem officiellen 
Verwaltungsorganismus herlaufende Amtsblatts⸗Inſtitution noch ein 
weiteres Moment beſonders ins Auge zu faſſen komme. 

Das Amtsblatt vertritt, wo es beſteht, die amtliche Intimation 
der allgemeinen bezirkshauptmannſchaftlichen Aufträge an die Gemeinden. 
Es kann dies auch nicht anders ſein. Wir finden aber z. B. in der 
zweiten Nummer eines neu gegründeten Amtsblattes die fragliche Miſſion 
desſelben lediglich durch einen Erlaß des Bezirkshauptmannes ausge⸗ 
fprochen, welcher lautet: „Aus Anlaß vorgekommener Anfragen werden 
die Gemeindevorſtände und die Ortsſchulräthe dieſes Bezirkes aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß die im Amtsblatte erſchienenen Erläſſe denſelben in 
einer zweiten ſchriftlichen Ausfertigung nicht mehr zukommen werden. 
Es ſind deßhalb die Amtsblätter ſorgſam aufzubewahren, da ſich in 
ſpäteren Erläſſen ſtets auf die Nummer des Amtsblattes, in welcher 

die betreffenden Aufträge und Kundmachungen erſchienen find, bezogen 

werden wird. Auch ſind die in den betreffenden Erläſſen angeordneten 

Termine zur Berichterſtattung vorzumerken und genau einzuhalten“. 

i Das mag praktiſch ganz gut angehen. Doch wird man zugeben, 
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daß eine Vereitlung des gedachten wichtigen Zweckes des Amtsblattes Eben ſo wenig kennt man in Oeſterreich die von der Genoſſen⸗ 
leicht möglich iſt, ſolange die Gemeinden nur freiwillige Pränumeranten ſchaft als „Erlauchtkronen“ bezeichnete Gattung von Kronen, welche 
des Amtsblattes ſind. ſpeciell den zur Führung des Titels „Erlaucht“ berechtigten Grafen⸗ 

Würde alſo eine geſetzliche Baſis für die Einrichtung nur ſtands⸗Perſonen zuſtehen ſollen. 
dahin geſchaffen, daß das Amtsblatt, dort, wo es beſteht, als das Ad 2. Wappenmäntel ) als Wappennebenſtück ſtehen in Oeſter⸗ 
Organ für die Kundmachung der allgemeinen bezirksämtlichen Aufträge | reich in der Regel nur dem Fürſtenſtande zu. Wenn ein ähnliches 
an die Gemeinden angeſehen werden müſſe, fo wäre die organiſche Wappennebenſtück von einzelnen Familien der beiden anderen Grade 
Grundlage für das Amtsblattweſen gegeben. des höheren Adels rechtmäßig geführt wird, ſo geſchieht dies nur in 
Folge einer ausnahmsweiſen a. h. Specialverleihung und es iſt ſomit 
für die Form ſolcher ausnahmsweiſe geführten Wappennebenſtücke allein 
die bezügliche Verleihungsurkunde maßgebend. 

Ad 3. Die Ausfertigung ſogenannter bürgerlicher Wappen- 
briefe iſt im Allgemeinen ſchon längſt mit a. h. Genehmigung 9) ein⸗ 
geſtellt worden, und erſcheint eine Wiederaufnahme ſolcher Ausfertigun⸗ 
gen umſoweniger zuläſſig, als derartige Urkunden nach dem dermaligen 
Stande der Geſetzgebung jeder praktiſchen Bedeutung von Vorhinein 
entbehren würden, und ſich als eine bereits nicht mehr zeitgemäße 
Sache darſtellen.“ A. H. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Dem öſterr. Nitter- und dem einfachen Adelsſtande ſteht es nicht 
zu, eine Krone als Wappenattribut zu führen. 
Marquiskronen kommen in der öſterr. Heraldik nicht vor. Des⸗ 
gleichen gibt es keine beſonderen Erlauchtkronen. 
Wappenmäntel ſtehen in der Regel nur dem Fürſtenſtande zu. 
Unzuläſſigkeit der Ausfertigung bürgerlicher Wappenbriefe. 


An das k. k. Miniſterium des Innern, als die oberſte Adelsbe⸗ 
hörde, hat die Genoſſenſchaft der Wiener Graveure eine ſchriftliche Ein⸗ 
gabe gerichtet, worin fie bat, dasſelbe möge 1. die Form jener Kronen, 
welche dem einfachen Adel⸗ und Ritterſtande, den Marquis und den 
zur Führung des Titels „Erlaucht“ berechtigten Grafen zukommen, 
dann 2. die den Wappen der höheren Adelsgrade entſprechenden Wap⸗ 
penmäntel feſtſtellen und 3. die ſ. g. bürgerlichen Wappenbriefe ) für 
Geſchlechter, Geſellſchaften und Innungen gegen Entrichtung beſtimmter 
Taxen wiedereinführen. Das letztere Erſuchen begründeten die Petenten 
damit, daß die Erneuerung dieſer Wappenbriefe den Gravenren, Malern, 
Goldſtickern und anderen Kunſtzweigen Arbeit, welche fie jetzt 
ſchmerzlich entbehren müßten, zuführen und zur Hebung der Siegel⸗ 
ſtecherkunſt weſentlich beitragen würde; die Luxuspapiere und Couverts 
mit Gummiverſchluß hätten eben das Siegel verdrängt u. ſ. w. 

Die über dieſe Eingabe unterm 5. März 1877 sub 8. 54 A 
erfloſſene Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern lautete, 
wie folgt: N 

b a 1. In Oeſterreich find nur der Fürſten⸗ der Grafen⸗ und 
der Freiherrnſtand zur Führung von Kronen (bei dem Fürſtenſtande 
„Fürſtenhüte“ genannt) als charakteriſtiſches Wappen⸗Attribut berech⸗ 
tigt. Die Form dieſer Kronen (reſpective Fürſtenhüte) iſt im Vorhinein 
für jeden Adelsgrad genau feſtgeſetzt ?). 

Dagegen ſind die beiden Grade des niederen Adels (Ritter⸗ und 
einfacher Adelſtand) zur Führung von Kronen als charakteriſirendes 
Wappenattribut nicht berechtigt, ſondern zeigen ihren Adelsgrad durch 
gekrönte) Turnierhelme an, welche in der Zahl von zweien bei 
dem Ritterſtande, von Einem bei dem einfachen Adel auf dem Wappen⸗ 
ſchilde ruhen und mit Helmzierden und Helmdecken verſehen ſind. 

Hieraus folgt, daß in der öſterreichiſchen Heraldik Ritter⸗ und 
Adelſtandskronen rechtmäßig nicht vorkommen) daher auch die 
Kennzeichnung der Form derſelben von ſelbſt entfällt. 

Da in der öſterr. Adelshierarchie der Adelsgrad des Marquis 
(Marcheſe) nicht vorkömmt, ſo ſind in der öſterr. Heraldik auch eigene 
Marquiskronen nicht bekannt und es kann deren Form nur nach den 
heraldiſchen Vorſchriften jenes Staates, aus welchem dieſe Standeswürde 
entſtammt, beurtheilt werden. 


Unzuläſſigkeit der Uebertragung eines von einem geiſtlichen 
Würdenträger ') geführten Wappens an die nichtadeligen An⸗ 
verwandten desſelben. 

Anläßlich des Geſuches der Brüder Nikolaus und Anton D. um 
die Bewilligung, das von ihrem verſtorbenen Onkel Georg D. als 
Biſchof von L. auf Grund des vom k. k. Miniſterium des Innern 
ddo. 26. März 1867 ausgefertigten Wappenbriefes geführte biſchöfliche 
Wappen nach Weglaſſung der biſchöflichen Inſignien führen zu dürfen, 
hat das vorgenannte Miniſterium unterm 17. Jänner 1877, Z. 3 /A 
der Statthalterei zur weiteren Verfügung eröffnet, daß dieſem Anſuchen 
keine Folge gegeben werden könne, „weil derartige Wappenberechtigungen 
an Nichtadelige, wenn ſie nicht ſchon vermöge ihres Standes zur Führung 
eines förmlichen Wappens berechtigt erſcheinen, überhaupt nicht mehr 
verliehen werden.“ A. I. 


— — 


Ein wegen rückſtändiger Nachnahmsgebühren gegen den Ueber⸗ 

nehmer der Fahrpoſtſendung ergangener Zahlungsauftrag der 

Poſtdirection iſt nicht unter jene Erkenntniſſe zu rechnen, auf 

Grund deren im Sinne des § 298 a. G. O. die gerichtliche Exe⸗ 
cution ertheilt werden kann. b 


A. X., Buchhändler in Urfahr, war mit dem Zahlungsauftrage 
der k. k. Poſtdirection für Oberöſterreich und Salzburg zu Linz, ddo. 
24. Juni 1876, 3. 7388, aufgefordert worden, einen Nachnahmebetrag 
per 41 fl. 72 kr., welcher auf einer von ihm laut Abgabs⸗Recepiſſe 
bezogenen Fahrpoſtſendung aus Zürich haftete, bei Vermeidung der 
Execution binnen 24 Stunden bei jenem Poſtamte einzuzahlen. 

Da dieſe Einzahlung nicht erfolgt und auch im politiſchen Exe⸗ 
cutionswege nicht zu erzielen war, indem die k. k. Statthalterei in Linz 
die auf dieſem Wege bereits eingeleitete Pfändungsvornahme über dies⸗ 
fällige Beſchwerde des A. X. als ungeſetzlich aufhob, ſchritt die k. k. 
Finanzprocuratur zu Linz, in Vertretung des Poſtgefällen⸗Aerars beim 
Bezirksgerichte in Urfahr auf Grund jener rechtskräftigen Zahlungs⸗ 
auflage um Bewilligung und Veranlaſſung der executiven Mobilar⸗ 
pfändung peto. des erwähnten Nachnahmebetrages ein, wurde jedoch 
mit dieſem Einſchreiten in der Erwägung, daß nach § 298 a. G. O. 
nur auf Grund von rechtskräftigen Urtheilen oder gerichtlichen Ver⸗ 
9) Mit den s. g. bürgerlichen Wappenbriefen, welche ſeit Anfang gleichen oder auf Grund von Erkenntniſſen jener Behörden, welchen 


dieſes Jahrhunderts außer Uebung gekommen find, wurde eben nur ein Wappen durch nachträgliche Verordnungen ausdrücklich das Executionsrecht ein⸗ 
beilegen, u daß damit eine Standeserhebung verbunden geweſen wäre. Das En 3 5 E ch 


Pam (S en e e e eee a een 5) Der Fürſtenmantel iſt von Purpur, golden befranzt, mit Hermelin 
5 2 a ber eine 7perlige, im Grafenſtande eine Iperlige Krone, | unterſchlagen, in der Mitte und ‚gu beiden Seiten aufgebauſcht und mit Schnüren 
d. i. ein mit Edelſteinen gezierter und mit 7 oder 9 Perlenzinken, 8 | gebunden, ſo daß er runde Knöpfe bildet, deren mittlerer mit dem Fürſten⸗ 
mi ae im Fürſtenſtande der purpurne mit beperlten Bügeln und Reichsapfel hute 90 1 U = cl n ug 
mit Kreuz ausgezeichnete Fürſtenhut. rh. € N 1 
5 Die dune der ſich in jeder Adelsſtufe findet, iſt *) Unter die geiſtlichen Dignitäre, an welche Wappen hinausgegeben werden, 
eine ſ. g. Laubkrone, nämlich ein edelſteinbeſetzter 3 Blatt⸗ und 2 Perlenzinken zählen: die Erzbiſchöfe, Biſchöfe, Pröbſte, Aebte und die Domherrn 
enthaltender Reif; ſie iſt eine unerläßliche Zuthat desſelben, da ſie ja die Beſtim⸗ ai ber ber oben 40 15 8 0 in 105 ach 0 1 1 
ung hat, die Helmzierde (das Kleinod] zu tragen. — | mäßig bei der oberſten Adelsbehörde um die Ausfertigung der Wappenbriefe, 
eis 9 Daß es für die 2 niederſten Aelsgrabe keine eigenen Kronen gegeben einſchreiten und ihr die gewählten Wappen zur Prüfung vorlegen. Die Wappen⸗ 
hat, noch gibt, erhellt deutlich auch aus den Diplomswappenbeſchreibungen, in ſchilde der Erzbiſchöfe und Bischöfe ſind mit einer goldenen Arabeskeneinfaſſung 
denen nie die Ausdrücke: „Ritter⸗ oder Edelmannskrone“ vorkommen; auch geziert; jene der unter die Biſchöfe rangirenden wappenberechtigten Geiſtlichen 
findet ſich nichts, daß eine Verordnung derartige Kronen in's Leben gerufen hätte.] aber erhalten gekrönte Stechhelme mit Decken und Kleinoden aufgeſetzt. 
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geräumt wurde, die Exscution bewilligt werden kann, unter den letzt⸗ 
genannten Erkenntniſſen aber jene der Poſtbehörde nicht begrifſen ſind, 
mit Beſcheid vom 3. Sept. 1876, Z. 5495, abgewieſen. 

Ueber Recurs der k. k. Finanzprocuratur änderte das k. k. O. L. G. 
in Wien unterm 19. Sept. 1876, Z. 15.676, den erſtrichterlichen Be⸗ 
ſcheid ab und bewilligte das Executionsgeſuch der Finanzprocuratur, 
weil die hier in Rede ſtehende Forderung nicht zu jenen Geldleiſtungen 
gehört, welche nach den 88 2, 3 und 4 der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854, Nr. 96 R. G. Bl. mittelſt Execution durch die 
politiſchen Behörden eingetrieben werden können. 

Dem hiegegen eingebrachten Reviſionsrecurſe des A. X. hat jedoch 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſch. v. 7. Nov. 1876, Z. 12.872 
unter Beſtätigung des erſtinſtanzlichen Beſcheides Folge zu geben, be⸗ 
ziehungsweiſe das erwähnte Executionsgeſuch abzuweiſen befunden, weil 
der dieſem Geſuche beigeſchloſſene Eingangs bezogene Erlaß der k. k. 
Poſtdirection nicht unter jene Erkenntniſſe zu rechnen iſt, auf deren 
Grund im Sinne des § 298 A. G. O. die Execution ertheilt werden 
kann. Ger. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 8. Februar 1877, 3. 1446, an die 
k. k. Oberlandesgerichte in Wien, Prag, Lemberg, Brünn, Graz und Trieſt, 
betreffend die Vornahme von Legaliſirungen durch die Gerichte. 


Aus Anlaß einer von mehreren Advocaten eingebrachten Beſchwerde gegen 
ein k. k. Bezirksgericht, daß dasſelbe Legaliſirungen der Parteienunterſchriften auf 
Privaturkunden nur dann vornimmt, wenn der dortige Notar vom Hauſe abweſend 
iſt oder die Parteien der Gefahr einer nochmaligen Zureiſung ausgeſetzt ſind, 
ſonſt aber die Parteien mit ihren Legaliſtrungsanſuchen an den Notar weiſet, hat 
das betreffende Oberlandesgericht den gedachten Vorgang des Bezirksgerichtes 
gutgeheißen, dagegen der oberſte Gerichtshof dem gegen dieſe obergerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung eingebrachten Reviſtonsrecurſe der genannten Advocaten mit Beſchluß 
vom 20. Jänner 1877, Z. 11906, ſtattzugeben, die in Beſchwerde gezogene ober⸗ 
gerichtliche Entſcheidung abzuändern und dem betreffenden Bezirksgerichte zu be⸗ 
deuten befunden, daß es nicht berechtigt ſei, Beglaubigungen der Echtheit der 
Unterſchrift, ſobald darum bei Gericht augeſucht wird, zu verweigern, im Gegen⸗ 
theile, daß es dieſe Beglaubigungen jedesmal, wenn die geſetzlichen Erforderniſſe 
vorhanden find, ohne Verzug vorzunehmen habe. 

„Denn nach Inhalt der oberſtgerichtlichen Begründung dieſes Beſchluſſes 
beſtimmt das Geſetz über das Verfahren außer Streitſachen vom 9. Auguſt 1854, 
Nr. 208 R. G. Bl., ausdrücklich, daß Legaliſirungen zum Wirkungskreiſe der Ge⸗ 
richte gehören und der § 285 regelt das Verfahren, welches dabei zu beobachten iſt. 

Die Notariatsordnung vom 25. Juli 1871, Nr. 75 R. G. Bl., hat aller, 
dings im § 76 lit. e ausgeſprochen, daß die Notare Beurkundungen über die 
Echtheit von Unterſchriſten zu ertheilen haben, allein dadurch iſt die gleiche Ver⸗ 
pflichtung der Gerichte nicht aufgehoben worden, und als durch den § 31 des 
allgem. Grundbuchsgeſetzes vom 25. Juli 1871, Nr. 95 R. G. Bl., der Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt wurde, daß bei Privaturkunden die Legaliſirung der Echtheit der 
Unterſchrift ein unerläßliches Erforderniß der grundbücherlichen Einverleibung fei, 
ſind die Legaliſirungen in viel größerem Umfange nothwendig geworden — deß⸗ 
halb hat ſchon das Grundbuchsgeſetz ſelbſt den Parteien die Wahl offen gelaſſen, 
um die Legaliſirung bei Gericht oder beim Notar anzuſuchen und das k. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium hat in der Vorausſicht, das die Gerichte nunmehr viel häufiger als 
bisher um Legaliſtrungen werden angegangen werden, in dem Erlaſſe vom 
15. Febuar 1872, 3. 1992, an die Gerichte die Aufforderung gerichtet, dieſen 
wenngleich geſteigerten Anforderungen unweigerlich zu entſprechen, wobei namentlich 
hervorgehoben wurde, daß die Bezirksgerichte den Parteien jederzeit mit pflicht⸗ 
mäßiger Bereitwilligkeit entgegen zu kommen haben. 

Der in Beſchwerde gezogene Vorgang des Bezirksgerichtes widerſtreite 
daher den angeführten geſetzlichen Beſtimmungen und werden dadurch dem 
Ta bülarverkehre Hinderniſſe in den Weg gelegt, weßhalb auch die angefochtene 
dieſen Vorgang gutheißende obergerichtliche Entſcheidung in der angegebenen 
Art abgeändert werden mußte.“ 

Dieſe dem Juſtizminiſterium zur Kenntniß gelangte, die Auslegung der 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Legalifirungen von Privaturkunden betref⸗ 
fende Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes wird dem k. k. Oberlandesgerichte 
zur eigenen Kenntnißnahme und zum allfälligen weiteren Gebrauche mitgetheilt. g 


— — —V-œꝝçœ e —— — — u—ᷣ——kͤñꝛĩꝛ˙3ßs3ß;ꝛ¶4ç..jĩð§ĩ.!kͤĩ111111111—rrrß.;.jr..————— 


Druck der k. Wiener Zeitung, 


Erlaß des Miniſteriums des Ianerı v. 12. März 1877, 3. 9489, ex 1876, 

betreffend die Stempelpflicht der Quittungen über die Reiſepauſchalien der Straßen⸗ 

meiſter und Stromaufſeher ſowie der Quittungen über die Amtspauſchalien der 
Bezirksärzte. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, in welchem die Quittungen der 
Straßenmeiſter und Stromaufſeher über ihre Reiſepauſchalien nicht als ſtempel⸗ 
pflichtig behandelt wurden, wird Hochdenſelben auf Grund einer Mittheilung des 
k. k. Finanzminiſteriums eröffnet, daß die fraglichen Empfangsbeſtätigungen der 
Stempelgebühr nach Scala N unterliegen, weil die in Rede ſtehenden Reiſe⸗ 
pauſchalien nicht bloß eine Vergütung der Fuhrkoſten, ſondern auch einen per⸗ 
ſönlichen Bezug für den Unterhalt und die Bequemlichkeit des Empfängers, 
namentlich die Vergütung für Zehrung und Uebernachten außer Hauſe in ſich 
ſchließen und ihnen daher nach der ausdrücklichen Anordnung der Tar. P. 48 
lit. e des Geſetzes vom 9. Februar 1850 die Gebührenfreiheit nicht zukommt. 

Anläßlich der von einer Landesbehörde getroffenen Verfügung, wonach 
die Amtspauſchalien für die Kanzlei⸗ und Reiſeauslagen der Bezirksärzte dieſen 
gegen ungeſtempelte Empfangsbeſtätigungen erfolgt werden, werden Hochdieſelben 
weiters erfucht, für den Fall als der bezeichnete Vorgang auch dortlands ftatt- 
findet, gefällig die Verfügung zu treffen, daß die Quittungen der Bezirksärzte 
über die verrechneten Reiſekoſten, womit ſie die Pauſchalrechnung zu documen⸗ 
tiren haben, nach dem liquidirten Diäten⸗ reſp. Taggelderbetrage mit dem er⸗ 
forderlichen Stempel verſehen werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Kreisgerichtspräſidenten Wilhelm von Boſſi⸗ 
Fedrigotti zum Landeshauptmann in Tirol ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Teophil Ritter v. Hanf 
Oberbaurathe Auguſt Schwen denwein Ritter v. Lanauberg und dem 
Cuſtos der kunſthiſtoriſchen Hofſammlungen Dr. Adalbert Ilg die Ah. Zufrieden⸗ 
heit ausdrücken laſſen 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Secretär im Handelsminiſterium 
Victor Freiherrn v. Kalchberg tarfrei den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Official Auguſt Eduard 
Granfeld den Titel und Eharakter eines Telegraphencommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Ackerbauminiſterium Dr. 
Joſef Roman Lorenz des Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergbauinſpector Karl Szabs in Wien den 
Titel eines Bergrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Conſularagenten in Rettymo Theodor 
Trifilli den Titel eines Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im Acker bauminiſterium 
Victor Freiherrn v. Hein den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Vice⸗ 
ſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
ſecretärs bekleideten Miniſterialviceſecretär im Miniſterium für Cultus⸗ und 
Unterricht Dr. Johann Ritter v. Spaun das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗ 
Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Reg.⸗Secretär Joſef Dralka und 
den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Eduard Freih. v. 
Guſſich zu Bezirkshauptmännern in Krain ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Eduard Mar⸗ 
ſchowsky zum Bezirkshauptmanne in Mähren ernannt. ö 

Der k. und k. gemeinſame Oberſte Rechnungshof hat eine bei demſelben 
erledigte Rechnungsrathsſtelle dem Rechnungsraths⸗Adjuncten Ludwig Jenewein 
verliehen. 


en, dem 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei den Finanzbehörden in Niederöſterre ich in der eilften 
Rangsclaſſe, bis 5. Mai. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Seeretärsſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien in 
der achten Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 79.) - 

Bezirksarztesſtelle in Trieſt mit den Bezügen der zehnten Rangsclaſſe, bis 
1. Mai. (Amtsbl. Nr. 80.) 

5 Poſtaſſiſtentenſtellen bei der Wiener Poſtdirection mit je 600 fl. 
Jahresgehalt gegen Caution, bis 6. Mai. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Sinanzeoncipiftenftelle bei der k k. Finanzdirection in Salzburg in der 
zehnten Rangsclaſſe und eventuell eine Conceptsprakticantenſtelle mit 500 fl. 
Adjutum, eventuell 600 fl., bis 11. Mai. (Amtsblatt Nr. 82.) 

Secundararztesſtelle an der k. k. geburtshilflichen Lehranſtalt in Laibach 
mit 315 fl. Adjutum und Beheizungs⸗ und Beleuchtungsäquivalent, freier Wohnung 
und Remuneration per 85 fl., bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 82.) 

Oberförſters⸗ eventuell eine Förſter⸗ und eine Forſtaſſiſteaten⸗Stelle und 
eine adjutirte Forſtelevenſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction 
zu Innsbruck, bis 21. April. (Amtsbl. Nr. 82.) 
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